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G
ute Bildung ist wertvoll. Das
gilt insofern, als sie zu
menschlich selbstverantwort-

lichem Handeln und zur Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben befähigt, zivil-
gesellschaftlich reguliertes Verhalten
und gesellschaftlichen Zusammenhalt
entwickelt oder auch das Gesundheits-
bewusstsein stärkt. Das gilt aber auch
aus banal wirtschaftlicher Sicht. Ob
man es mag oder nicht: Gute Bildung ist

ein, wenn nicht gar der entscheidende
Einflussfaktor für den wirtschaftlichen
Wohlstand der Individuen wie der Ge-
sellschaft. Erwerbstätigkeit, auskömmli-
ches Einkommen und Armutsverhinde-
rung – und damit die Finanzierbarkeit
der sozialen Sicherungssysteme und die
Errungenschaften der Sozialen Markt-
wirtschaft – stehen und fallen mit einer
guten Bildung der Bevölkerung. Des-
halb wäre es unverantwortlich, Bildung
ohne ihre wirtschaftliche Dimension

denken zu wollen. Das wäre genauso
töricht, wie Bildung ausschließlich aus
wirtschaftlicher Perspektive zu sehen.

Bildung und Wohlstand
Die wirtschaftliche Bedeutung der Bil-
dung lässt sich mit vielen Fakten bele-
gen. Aus individueller Sicht sinkt mit ei-
nem besseren Bildungsabschluss die Ar-
beitslosigkeit und steigt das Erwerbsein-
kommen. Der Effekt der Bildung auf

das Einkommen ist
wohl einer der robus-
testen Befunde der
empirischen Wirt-
schaftsforschung über-
haupt: Mit jedem zu-
sätzlichen Bildungs-

jahr steigt das spätere Einkommen je
nach Studie um sieben bis zehn Prozent
– wobei dieser Durchschnittseffekt na-
türlich mit der Fachrichtung variiert.
Die Arbeitslosenrate von Personen mit
einem (Fach-)Hochschulabschluss liegt
hierzulande bei 2,5 Prozent, mit abge-
schlossener Lehre oder Fachschule bei
6,6 Prozent und ohne Berufsbildungs-
abschluss bei 21,9 Prozent. Eine gute
Bildung ist die beste Versicherung gegen
Arbeitslosigkeit, die heutzutage vor al-

lem eine Arbeitslosigkeit der Gering-
qualifizierten ist.

Auch für die Entwicklung der Volks-
wirtschaft insgesamt ist eine qualitativ
hochwertige Bildung von entscheiden-
der Bedeutung. Neuere empirische Stu-
dien belegen, dass die Bildungsleistun-
gen der Bevölkerung, wie sie etwa in in-
ternationalen Schülervergleichstests ge-
messen werden, der wohl wichtigste
langfristige Bestimmungsfaktor des

Gute Bildung schafft
wirtschaftlichen Wohlstand
Bildung aus bildungsökonomischer Perspektive

|  L U D G E R W Ö S S M A N N |  Zum Zusammenhang von
Bildung und Wirtschaft gibt es die unterschiedlichsten Ansichten. Welche wirt-
schaftliche Bedeutung hat Bildung für den einzelnen Menschen und für die
Gesellschaft insgesamt? Was ist die richtige Balance zwischen Staat und Markt
bei Trägerschaft und Finanzierung der Hochschulen? Die bildungsökonomische
Forschung versucht, den oftmals ideologisch geführten Debatten empirische
Fakten entgegenzusetzen.

A U T O R

Univ.-Professor Dr. Ludger Wößmann lehrt Volkswirtschaftslehre mit Schwerpunkt
Bildungsökonomik an der Ludwig-Maximilians-Universität München und leitet
den Bereich Humankapital und Innovation am ifo Institut.

»Mit jedem zusätzlichen Bildungs-
jahr steigt das spätere Einkommen
um sieben bis zehn Prozent.«
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wirtschaftlichen Wachstums und damit
des langfristigen Wohlstands einer Ge-
sellschaft sind. Darauf aufbauend hat ei-
ne Studie des ifo Instituts
berechnet, dass sich die
volkswirtschaftlichen
Folgekosten, die sich da-
durch ergeben, dass in
Deutschland jeder fünfte
15-Jährige nicht über das
Grundschulniveau hinaus kommt, über
den Lebenszeitraum eines heute gebo-
renen Kindes auf 2,8 Billionen Euro be-
laufen. Für Verbesserungen am oberen
Rand der Kompetenzverteilung wurden
ähnlich positive Effekte gemessen.

Bessere Bildung des einen geht also
nicht zu Lasten der wirtschaftlichen
Chancen der anderen. Vorstellungen,
eine gute Bildung sei nichts mehr wert,
wenn jeder sie hätte, basieren auf der
falschen Annahme eines in seiner Grö-
ße feststehenden wirtschaftlichen „Ku-
chens“. Aber der Kuchen wächst, wenn
alle ein höheres Bildungsniveau errei-
chen. Die gesamte Volkswirtschaft pro-
fitiert, nicht zuletzt durch geringere Be-

lastungen der sozialen Sicherungssyste-
me und zusätzliche Steuereinnahmen
für gesellschaftliche Aufgaben.

Kurzum: Weil die moderne Volks-
wirtschaft vor allem von den Fähigkei-
ten der Bevölkerung getragen wird, ist
Bildung der Schlüsselfaktor für die zu-
künftige Entwicklung unseres Wohl-
stands. Vor zwei Generationen – als et-

wa noch 1955 weniger als vier Prozent
eines Jahrgangs die Studienberechti-
gung erlangten – mag diese Erkenntnis
für den Hochschulbereich noch eine
Nebenrolle gespielt haben. Aber im
Zeitalter der Massenuniversitäten, in
dem heute ziemlich genau die Hälfte ei-
nes jeden Jahrgangs die Studienberech-
tigung erlangt, muss sie auch für die
Hochschulen eine Hauptrolle spielen.

Der „Markt“ der Hochschulen
Die Bedeutung von Bildung auf dem
wirtschaftlichen Markt ist eine Sache.
Eine andere Sache ist die Frage, ob Ele-
mente des Marktes auch im Bildungsbe-
reich fruchtbringend wirken, wie also
die richtige Balance zwischen Staat und
Markt im Bildungsbereich aussieht. Die
ökonomische Theorie – und die Evi-
denz aus anderen Bereichen – zeigt ei-
nerseits, wie funktionierender Wettbe-
werb die Ergebnisse eines Systems ver-
bessern kann. Sie zeigt aber auch vieler-
lei Situationen auf, in denen Unvoll-
kommenheiten der Märkte wie etwa
Marktmacht durch Monopolisierung,
unvollkommene Informationen oder
externe Effekte zu suboptimalen Markt-
ergebnissen führen können.

Deshalb ist es eine empirische Frage,
wie sich Marktelemente im Bildungsbe-
reich auswirken. Diese ist in den ver-
schiedenen Bildungsstufen teils unter-
schiedlich zu beantworten; hier wird
aus Platzgründen ausschließlich der
Hochschulbereich behandelt. Dabei
müssen die Dimensionen der Organisa-
tion und der Finanzierung unterschie-
den werden.

Trägerschaft und Wettbewerb
Bei der Organisation des Hochschulsys-
tems geht es vor allem um die staatliche
oder private Trägerschaft der Hoch-
schulen und das Ausmaß ihrer Autono-
mie. Deren Effekte hat unlängst eine
Forschergruppe um den Harvard-Öko-
nomen Philippe Aghion im europäi-
schen und im US-amerikanischen
Hochschulsystem empirisch untersucht.
Sie finden, dass sich sowohl Autonomie
als auch Wettbewerb positiv auf die pro
Mitteleinsatz erzielten Forschungser-
gebnisse auswirken, wobei Wettbewerb
sowohl Wettbewerb durch Universitä-
ten in privater Trägerschaft als auch
Wettbewerbe um öffentliche For-
schungsgelder umfasst.

Insofern kann sich Wettbewerb auch
im Hochschulsystem durchaus frucht-
bringend auswirken. Deutschland ist in
den letzten Jahren auf dem Weg der Au-
tonomisierung der Hochschulen und
der wettbewerblichen Vergabe öffentli-
cher Forschungsgelder einige Schritte
gegangen. An der staatlichen Träger-
schaft hat sich aber kaum etwas geän-
dert. Aus meiner Sicht dürften Quali-
tätsverbesserungen vor allem davon ab-
hängen, dass ein großer Teil der Hoch-
schulen aus der staatlichen Trägerschaft
herausgelöst wird, damit es zu echtem
Wettbewerb um die Studierenden – und
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»Bessere Bildung des einen geht
nicht zu Lasten der wirtschaft-
lichen Chancen der anderen.«
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zu Bürokratieabbau in den Hochschul-
institutionen – kommt. 

Die Frage der Trägerschaft lässt sich
dabei komplett von der Frage der Fi-
nanzierung trennen. Bliebe es bei einer
staatlichen Finanzierung, sollten alle
Hochschulen – gleich, ob in staatlicher
oder nicht-staatlicher Trägerschaft –
pro Studierendem (ggf. separat nach
Fachrichtung) denselben staatlichen
Zuschuss erhalten. Das Geld würde
dann der Hochschulwahl der Studie-
renden folgen; Forschung würde sepa-
rat finanziert. Aufgrund der – in diesem
Bereich bisher allerdings durchaus dün-
nen – bestehenden Evidenz stünde zu
erwarten, dass eine zusätzliche Dezen-
tralisierung und Deregulierung der
Hochschulorganisation zusätzliche pri-
vate Angebote und stärkeren Wettbe-
werb zwischen den Anbietern generie-
ren könnte, die die Leistungsfähigkeit
des Hochschulsystems in Forschung
und Lehre erhöhen würden.

Einkommensabhängig rück-
zahlbare Studienkredite

Neben der Organisation des Hoch-
schulsystems bestimmt eine weitere Fra-
ge die öffentliche Debatte: Sollten Stu-
dierende für ihr Hochschulstudium zah-
len? Aus bildungsökonomischer Sicht
hängt die Antwort letztlich davon ab,

ob die private und gesellschaftliche
Kosten-Nutzen-Rechnung auseinander-
fallen. Mit anderen Worten: Der Staat
sollte dem Einzelnen die Kosten inso-
weit abnehmen, als die Gesellschaft ins-
gesamt Erträge erzielt, die über die Er-
träge des einzelnen Studierenden hin-
ausgehen.

Nun ist es (mit Ausnahme der bei-
den verbliebenen Bundesländer mit
Studiengebühren) so, dass die direkten
Kosten des Studiums hierzulande kom-
plett vom Staat übernommen werden.
Auf der Ertragsseite wissen wir aber,
dass die Studierenden auf dem Arbeits-
markt hohe private Erträge erzielen. Es

ist wohl ausgeschlossen, dass diese so
weit unter den gesellschaftlichen Erträ-
gen liegen, dass dies eine komplette
staatliche Kostenübernahme rechtferti-
gen würde. Deshalb sollte das Studium
zumindest teilweise über Studiengebüh-
ren finanziert werden.

Gleichzeitig sollte aber niemand von
einem lohnenden Hochschulstudium
abgehalten werden, weil ihm oder sei-

ner Familie dazu zum Zeitpunkt des
Studiums das Geld fehlt. Dazu bedarf es
sowohl aus Effizienz- als auch aus Ge-
rechtigkeitsgründen einer Entkoppe-
lung der Finanzierung des Studiums
von der finanziellen Lage des Eltern-
hauses – nicht aber von der (im Durch-
schnitt aufgrund des Studiums sehr po-
sitiven) zukünftigen finanziellen Lage
der Studierenden selbst. Dazu ist eine
vorübergehende Finanzierung der Stu-
diengebühren durch Studienkredite
notwendig, die dann – und nur dann –
zurückgezahlt werden müssen, wenn
das später erzielte Einkommen einen
bestimmten Mindestbetrag übersteigt.

Weil die Gebühren nur dann anfal-
len, wenn das Studium zu einem
hohen Einkommen geführt hat,
wird niemand aufgrund der finan-
ziellen Lage seines Elternhauses
vom Studium abgeschreckt.

Australien hat damit sehr posi-
tive Erfahrungen gemacht: Die Einfüh-
rung des kombinierten Systems aus Stu-
diengebühren und einkommensabhän-
gigen Studienkrediten hatte keine nega-
tiven Effekte auf die sozioökonomische
Zusammensetzung der Studierenden,
und die Studierendenzahlen sind nach
der Reform sogar erheblich gestiegen.
In Deutschland wurden Studiengebüh-
ren eingeführt, ohne ein systematisches
Kreditprogramm bereitzustellen, das si-
cherstellt, dass Kinder aus ärmeren
Schichten nicht vom Studium abge-
schreckt werden. Mit einem einfachen
und allseits bekannten System von Stu-
dienkrediten auf Bundesebene, die ab-
hängig vom späteren Einkommen zu-
rückgezahlt werden müssen, sähe das
anders aus.

Es geht nicht im Geringsten darum,
dass sich der Staat aus dem Bildungs-
system verabschieden sollte. Im Gegen-
teil: Er muss seiner grundlegenden Ver-
antwortung in der allgemeinen Auf-
sicht, der Vorgabe und Zertifizierung
der erwarteten Standards und der Fi-
nanzierung bis zum Ende der Schul-
pflicht gerecht werden. Aber die existie-
rende Evidenz belegt, dass etwa Wettbe-
werb durch nichtstaatliche Trägerschaft
auch im Bildungssystem funktioniert
und bei freiem Zugang allen zugute-
kommt. Bei all dem muss uns aber im-
mer bewusst bleiben: Wer die wirt-
schaftliche Bedeutung guter Bildung
ignoriert, macht sich mitverantwortlich
für Arbeitslosigkeit, Finanzierungspro-
bleme der sozialen Sicherungssysteme
und weitere wirtschaftliche Probleme in
den zukünftigen Generationen.

»Es geht nicht im Geringsten
darum, dass sich der Staat
aus dem Bildungswesen
verabschieden sollte.«
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